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VCD-Jahresschwerpunkt 

Die Verkehrswende gerecht gestalten 

Der Schwerpunkt des VCD ist in diesem Jahr die sozial gerechte 

Verkehrswende. Denn sie schafft Zugang zu Mobilität für alle und 

reduziert die verkehrsbedingte Belastung für Mensch, Umwelt und 

Klima. 

 

Mobilität ist Voraussetzung für soziale Teilhabe und muss deshalb allen Menschen 
möglich gemacht werden. 
 
Die Verkehrswende ermöglicht eine klima- und umweltschonende Mobilität und 
verbessert die Lebensqualität in unseren Städten und Gemeinden. Wofür sich der VCD 
seit Jahren einsetzt, ist mittlerweile in weiten Teilen von Politik und Gesellschaft 
Konsens. Wenn sie richtig ausgestaltet ist, kann die Verkehrswende aber auch einen 
Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit in Deutschland leisten. Deshalb hat der VCD die 
„sozial gerechte Verkehrswende“ zu seinem Schwerpunktthema für das Jahr 2022 
gemacht. 
Mobilitätsgerechtigkeit bedeutet, allen Menschen – unabhängig von Alter, Geschlecht, 
ökonomischem Status, Herkunft, Lebenssituation, Wohnort, körperlichen 
Einschränkungen und Verfügbarkeit eines Autos – eine angemessene, alltagstaugliche 
Mobilität zu ermöglichen. Derzeit verbilligt der Staat mit der niedrigen Besteuerung von 
Dieselkraftstoffen und Dienstwagen sowie der Kaufprämie für E-Autos vor allem das 
Autofahren. Was gut gemeint ist – das Auto für breite Schichten erschwinglich zu 

http://www.vcd.org/soziale-aspekte-verkehrswende
https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Aufmacher_Mobilitaet_fuer_alle.png
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machen –, führt zu verstopften Straßen, ist umwelt- und klimaschädlich, kostet den 
Staat Milliarden und nutzt wohlhabenden Menschen überproportional. 
An vielen Menschen gehen die Auto-Subventionen komplett vorbei: an Schüler*innen, 
die zu jung sind für den Führerschein, an Student*innen, alleinerziehenden Eltern oder 
Menschen ohne Arbeit, die sich trotz staatlicher Vergünstigungen keine Autos leisten 
können, sowie an Menschen, die aufgrund ihres Alters oder einer Behinderung nicht in 
der Lage sind, Auto zu fahren. 

Ein Bundesmobilitätsgesetz 
All diese Menschen legen ihre täglichen Wege mit Bus und Bahn, dem Fahrrad, ihren 
Füßen oder mit dem Rollstuhl zurück. Ihnen hilft eine konsequente Abkehr von der 
autozentrierten Verkehrsplanung, die Flächen umverteilt und für sichere, komfortable, 
barrierefreie Rad- und Fußwege sorgt. Und sie brauchen einen modernen, 
kostengünstigen ÖPNV statt der Subventionierung des Autoverkehrs. „Der ÖPNV muss 
für alle bezahlbar sein, vor allem für Haushalte mit geringem Einkommen. Dafür braucht 
es Sozialtickets, die nicht teurer sind als die 40 Euro pro Monat für Verkehr, die im 
Regelbedarf des Sozialgesetzbuchs II vorgesehen sind“, sagt Michael Müller-Görnert, 
Verkehrspolitischer Sprecher des VCD. 
Der VCD hat am 10. Februar den Entwurf für ein Bundesmobilitätsgesetz (BuMoG) 
vorgelegt und setzt sich bei Bundespolitiker*innen dafür ein, eine entsprechende 
Gesetzesinitiative zu ergreifen. Das BuMoG soll als eine Art Grundgesetz für Mobilität 
unter anderem dafür sorgen, dass bei der Planung und Umsetzung von 
Verkehrsprojekten zukünftig Klimaziele, Umweltbelastung und die Bedürfnisse von 
älteren Menschen, Kindern, Menschen mit Handicap oder mit geringem Einkommen 
stärker berücksichtigt werden. 

Mobilitätsgarantie fürs Land 
Vor allem in ländlichen Regionen ist das ÖPNV-Angebot meist dünn. Hier sind heute 
viele Menschen auf das Auto angewiesen. Wenn der Bus beispielsweise nur einmal pro 
Stunde und nur zwischen 7 und 22 Uhr fährt, schafft es der Krankenpfleger, der vom 
Dorf ins 15 Kilometer entfernten Kreiskrankenhaus zur Frühschicht fahren muss, nicht 
rechtzeitig mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zum Dienst. Wer zur Abendvorstellung 
mit den öffentlichen Verkehrsmitteln ins Kino in der Nachbarstadt fährt, der kommt 
danach nicht zurück nach Hause. 

Mit dem Fahrrad zu fahren ist ebenfalls keine Alternative, wenn es kein 
zusammenhängendes, überörtliches Radverkehrsnetz gibt und die Strecke durch den 
finsteren Wald oder entlang einer viel befahrenen Landstraße führt. Doch die Antwort 
auf diese Herausforderungen kann im Jahr 2022 und vor dem Hintergrund der 
Klimakrise nicht lauten: Wir machen das Autofahren billiger. Stattdessen muss der 
öffentliche Verkehr Mobilität garantieren. 

Der VCD setzt sich für eine solche Mobilitätsgarantie ein, die es allen Menschen 
ermöglicht, ohne eigenes Auto unterwegs zu sein. Grundlage dafür ist ein gut 
ausgebautes, barrierefreies, bezahlbares, leicht verständliches ÖPNV-Angebot, und 
zwar auch auf dem Land: „Alle Orte mit über 200 Einwohner*innen müssen mindestens 
im Stundentakt, auch abends und am Wochenende, durch klassischen ÖPNV oder On-
Demand-Angebote erreichbar sein“, sagt die VCD-Bundesvorsitzende Kerstin 
Haarmann. Mit dem Auf- und Ausbau des Nahverkehrsangebotes durch ÖPNV und 
Sharing-Dienste entsteht eine echte Alternative zur bislang erforderlichen Pkw-Nutzung. 

https://www.fairkehr-magazin.de/archiv/2022/fk-01-2022/titel/geld-fuer-mobilitaet-gerecht-verteilen/
https://www.fairkehr-magazin.de/archiv/2022/fk-01-2022/titel/geld-fuer-mobilitaet-gerecht-verteilen/
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So kann die Verkehrswende auch die Teilhabe von Menschen, die ohne Auto auf dem 
Land leben, gewährleisten. 
Neben dem ungleichen Zugang zu Mobilitätsangeboten gibt es noch eine zweite Form 
der Ungerechtigkeit, die eine Folge des Verkehrs ist. „Menschen, die selbst kein Auto 
haben, leiden am stärksten unter dem Autoverkehr der anderen. Wer nur eine niedrige 
Miete zahlen kann, wohnt häufig an großen, verkehrsreichen Straßen, an denen die 
Belastung durch Lärm und Abgase hoch ist“, sagt Kerstin Haarmann. Auch diese Form 
der Ungerechtigkeit kann eine Verkehrswende, die Mobilität mit Bus, Bahn, Fahrrad und 
Füßen in den Mittelpunkt stellt, reduzieren. 

Benjamin Kühne  

Interview 

„Es geht um ein gutes Leben der Menschen“ 

Über die Komplexität der sozialen Gerechtigkeit und die vielen 

Versuche, sie zu definieren, spricht der Soziologe Roland Verwiebe im 

fairkehr-Interview. 

 

Wann kommt der Bus? Lange Wartezeiten machen den ÖPNV oft unattraktiv. 
 
Professor Verwiebe, was ist soziale Gerechtigkeit? 
Roland Verwiebe: Soziale Gerechtigkeit ist ein fundamentales Konzept in der 
Philosophie, der Soziologie und in den Politikwissenschaften. Aber der Begriff ist nicht 
nur wissenschaftlich, sondern auch politisch relevant. Altkanzler Gerhard Schröder hat 
1998 eine Wahl mit dem Einfordern sozialer Gerechtigkeit gewonnen. 

https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Bushaltestelle_Warten.png
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Was genau soziale Gerechtigkeit ist, ist überhaupt nicht einfach zu beantworten. Es gibt 
unterschiedliche Versuche, bestimmte Aspekte von Gerechtigkeit zu betonen. Dabei 
kann es um ein gutes und faires Leben der Menschen gehen, um die Angemessenheit 
ihrer Lebenssituation oder um die Befähigung zur Teilnahme in unterschiedlichen 
Sphären der Gesellschaft. Das interessante an Gerechtigkeit ist, dass es ein sehr stark 
relationaler Begriff ist. Das heißt, in dem Moment, wo Menschen Gerechtigkeitsurteile 
formulieren, beziehen sie sich auf andere Menschen und Gruppen, auf die Situation von 
Nachbarn oder Kollegen, auf Erfahrungen aus der Vergangenheit. 
Aber natürlich gibt es auch weithin akzeptierte Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit, 
die dann als Leitprinzip für die Gesellschaft funktionieren. 

Welche Ebenen von sozialer Gerechtigkeit gibt es? 
Es gibt verschiedene Zugänge, um über soziale Gerechtigkeit zu sprechen. Auf einer 
sehr fundamentalen Ebene gibt es die Verwirklichungschancen, wie sie beispielsweise 
der indische Nobelpreisträger Amartya Sen formuliert. Für ihn dreht sich Gerechtigkeit 
umso fundamentale Fragen wie den Zugang zu Bildung, zu medizinischer Versorgung 
oder zu politischen Freiheiten, die die Menschen befähigen, selbstbestimmt zu leben. 

Dann gibt es gerade in Deutschland eine starke Tradition der Analyse von 
Verteilungsgerechtigkeit. Also die Frage, wie gerecht beispielsweise die Steuern sind, 
oder wie gerecht es ist, dass und wie der Wohlfahrtsstaat umverteilt. 

Ein weiterer Zugang zu sozialer Gerechtigkeit ist die Chancengerechtigkeit. Das ist, 
glaube ich, eine sehr, sehr wichtige Frage. Wie fair, wie gerecht, wie gut im Sinne eines 
angemessenen guten Lebens für viele sind die Zugänge zu wichtigen Institutionen wie 
Schulen. Und ein weiterer Zweig der Gerechtigkeitsforschung bezieht sich auf 
Strukturen und Ordnungssysteme, zum Beispiel, wie gerecht das Justizsystem ist. 

Kann man soziale Gerechtigkeit objektiv beurteilen oder bleibt man immer ein Stück 
weit in seiner subjektiven Sicht gefangen? 
Da würden die unterschiedlichen Wissenschaften unterschiedliche Antworten geben. Es 
gibt sicherlich Strömungen, die zu dem Schluss kommen, objektiv ein Mehr oder 
Weniger von Gerechtigkeit feststellen zu können. Als empirischer Forscher würde ich 
sagen, dass es stark variierende individuelle Einschätzungen davon gibt, was gerecht 
und nicht gerecht ist. Gerade das macht den Gerechtigkeitsbegriff so interessant. 

Trotz der starken individuellen Gerechtigkeitsvorstellungen gibt es aber auf der 
Gesellschaftsebene natürlich auch Gerechtigkeitsprinzipien, die zu allgemein 
akzeptierten Normen werden. 

Sind soziale Gerechtigkeit und soziale Ungleichheit zwei Seiten derselben Medaille? 
Die Verbindung zwischen Ungleichheit und Gerechtigkeit wird sehr oft hergestellt. Am 
deutlichsten ist das, wenn wir über Verteilung und Chancengleichheit sprechen, also 
beispielsweise über den Zugang zu Bildungseinrichtungen oder den Zugang zu 
medizinischer Versorgung. Ungleichheit beschreibt erst mal nur die Differenz. Sie zeigt, 
ob die Unterschiede einer x-beliebigen Verteilung groß oder klein sind. Ob man das 
dann als gerecht bezeichnet oder nicht, ist eine Bewertungsfrage und natürlich auch 
eine normative Frage. 

Wo müssten Städte ansetzen, um Ungleichheiten zu reduzieren? 
Da muss man an unterschiedlichen Punkten ansetzen. Der größte Hebel, um 
Ungleichheit zu reduzieren, sind der Arbeitsmarkt und das Bildungssystem. Für mich ist 
der zentralste Punkt, an dem Städte ansetzen müssen, aber das Wohnen. 



 
Seite 6 von 17 

Wir haben in allen Großstädten fundamentale Probleme 
mit verfügbarem und bezahlbarem Wohnraum. Was 
den Wohnungsbau angeht, sind die Kommunen die 
wichtigsten Spieler, aber was die Wohnungspolitik 
angeht, ist der Bund gefragt. In Deutschland gibt es viel 
zu wenig Regulierung für das Spekulieren mit 
Wohneigentum. 

Prof. Dr. Roland Verwiebe (Foto links) ist Professor für 
Sozialstruktur und soziale Ungleichheit an der 
Universität Potsdam. Neben den Themen Ungleichheit, 
Armut und Migration forscht er auch zu Lebensqualität 
und Städtewandel. 

 
Wie sieht es mit anderen Bereichen städtischer Organisation aus? 
Ich denke, dass lebenswerte Städte, die mehr Partizipation ermöglichen und 
Ungleichheit zu reduzieren versuchen, sich überlegen müssten, wie Verkehr funktioniert 
und wie viel Verkehr wir brauchen. Die Organisation von Verkehr ist ein Werkzeug, um 
Ungleichheiten zu reduzieren. Zentral ist ein attraktiver, leistungsstarker öffentlicher 
Nahverkehr. In dem Moment, wo alle fünf Minuten eine kostengünstige Schnellbahn 
fährt, haben Sie ganz andere Möglichkeiten, aus der Peripherie, an der Sie vielleicht 
wohnen, weil Sie die Miete in der Stadt nicht bezahlen können, in die Stadt zu kommen, 
um zu arbeiten, einkaufen zu gehen, etwas mit Ihren Kindern zu unternehmen.  

Und natürlich muss jede Diskussion, die wir heute führen, die Ökologie mitdenken. Wir 
leben in Zeiten sich stark verändernder klimatischer Bedingungen. Dafür müssen die 
Städte gewappnet sein, speziell für die älteren Bewohner. Die Hitzewellen, die wir 
inzwischen haben, sind ein Gesundheitsproblem. Und wenn, jetzt mal pessimistisch 
gesprochen, in Zukunft zwanzig Prozent der Bevölkerung ihre Häuser im Sommer nicht 
mehr verlassen können, weil sie sonst einen Hitzschlag bekommen, dann haben wir ein 
fundamentales Problem mit unseren Städten und damit auch ein Ungleichheitsproblem. 

Wie schätzen Sie die Situation in Deutschland ein? Wo stehen wir in Bezug auf soziale 
Gerechtigkeit? 
Die Corona-Pause funktioniert wie ein Brennglas für unsere Gesellschaft, wir sehen 
gerade ganz genau, was funktioniert und was nicht. Man sieht zum Beispiel jetzt noch 
deutlicher, dass das Bildungswesen immense Probleme hat. Die Schulen standen 
vorher schon mit dem Rücken an der Wand und sie können diese Extraarbeit, die durch 
Corona entstanden ist, überhaupt nicht bewältigen. Wir sehen auch, dass das 
Gesundheitssystem in Deutschland eines der besten im internationalen Vergleich ist, 
und trotzdem ist es sehr schnell an seine Grenzen geraten. Beides wussten wir vorher 
schon, weil Schulen und Krankenhäuser kaputtgespart wurden. 

Wichtig ist, dass wir die unterschiedlichen Probleme nicht isoliert, sondern im 
Zusammenhang betrachten und nach kreativen Lösungen suchen. Dazu gehört auch, 
dass wir gesellschaftliche Aufgaben wie den attraktiven Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs in Angriff nehmen. Wir brauchen zeitnah eine flächendeckende und 
nachhaltige Energieerzeugung. Wir müssen etwas gegen die wachsende Armut und die 
gleichzeitige und krasse Zunahme des Reichtums unternehmen. Wir brauchen also 
einen Politikwandel auf verschiedenen Ebenen, davon würden auch die Städte 
profitieren. 

Vielen Dank für das Gespräch. 

https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Prof_Roland_Verwiebe.png
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Sozial gerechte Verkehrswende 

Geld für Mobilität gerecht verteilen 

Die Mobilitätsförderung in Deutschland ist darauf ausgerichtet, den 

Absatz der Autoindustrie zu steigern. Es profitieren vor allem die 

Wohlhabenden. 

 

Auch Menschen, die kein Auto haben und ihre Wege zu Fuß oder mit dem Fahrrad 
zurücklegen, zahlen über die Steuern Subventionen für E-Autos und Dienstwagen mit. 

Der Bund gibt viele Milliarden Euro pro Jahr dafür aus, Mobilität bezahlbar zu machen. 
Doch von den Steuererleichterungen und Zuschüssen profitieren vor allem Menschen 
mit hohen Einkommen, die auf das Auto als Verkehrsmittel setzen. Das 
Umweltbundesamt (UBA) stuft viele der staatlichen Subventionen im Verkehrssektor als 
klima- und umweltschädlich ein. fairkehr stellt Reformvorschläge vor, die die Gelder 
gerechter verteilen und für eine klimaschonendere und umweltfreundlichere Mobilität 
sorgen können. 

Entfernungspauschale 
Die Entfernungspauschale begünstigt einen typisch deutschen Lebensstil: das Haus im 
Grünen mit Auto im Carport, das für den Arbeitsweg in die Stadt genutzt wird. Ein 
Lebensstil, der zur zunehmenden Versiegelung von Flächen und zur Zersiedelung des 
Umlandes unserer Städte beiträgt. 

In Deutschland können Steuerzahler*innen über die Entfernungspauschale 30 Cent pro 
Kilometer einfacher Arbeitsweg von der Steuer absetzen. Und zwar unabhängig davon, 
ob sie per Auto, Bus, Bahn oder Fahrrad zum Arbeitsplatz fahren oder zu Fuß gehen. 

https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Zebrastreifen_ueberqueren.png
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Ab dem 21. Kilometer steigt die Entfernungspauschale auf 35 Cent. Dadurch wirkt sie 
dem 2021 eingeführten CO2-Preis entgegen, der das Autofahren bewusst teurer 
machen soll. Den Staat hat die Entfernungspauschale laut UBA allein im Jahr 2018 
rund sechs Milliarden Euro gekostet. 

Eine Studie des Forums Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS) belegt, dass von der 
Entfernungspauschale vor allem Haushalte mit hohen Einkommen profitieren. Dafür gibt 
es mehrere Gründe: Menschen, die viel verdienen, pendeln statistisch gesehen 
häufiger, wohnen eher im Umland der Städte und legen daher durchschnittlich weitere 
Arbeitswege zurück. Außerdem zahlen sie höhere Steuersätze und können sich daher 
mehr Geld zurückerstatten lassen. 

Ein Beispiel: Eine Chemikerin, die 100 000 Euro brutto im Jahr verdient, und ein 
Lagerarbeiter mit 21 000 Euro brutto im Jahr arbeiten beide im selben Unternehmen. 
Beide fahren an 220 Tagen im Jahr zur Arbeit und haben einen einfachen Arbeitsweg 
von 30 Kilometern. Die Chemikerin zahlt einen Grenzsteuersatz von 42 Prozent, der 
Lagerarbeiter von 26 Prozent. Abhängig von den sonstigen Werbungskosten, die die 
beiden in ihrer Steuererklärung geltend machen, bekommt die Chemikerin für ihren 
Pendelweg bis zu 877 Euro für das Jahr 2021 vom Finanzamt zurück. Der 
Lagerarbeiter, der auf das Geld deutlich stärker angewiesen ist, bekommt nur bis zu 
543,40  Euro erstattet. Gerechter als die Pendlerpauschale wäre ein Mobilitätsgeld, 
dessen Höhe vom individuellen Steuersatz unabhängig ist. 

Mobilitätsgeld 
Die Agora Verkehrswende schlägt in ihrer Broschüre „Klimaschutz auf Kurs bringen – 
wie eine CO2-Bepreisung sozial ausgewogen wirkt“ vor, ein Mobilitätsgeld einzuführen. 
Pro Kilometer Arbeitsweg würden Steuerzahler*innen 10 Cent Steuern zurückerstattet. 
Die Chemikerin und der Lagerarbeiter aus unserem Beispiel bekämen dadurch beide 
eine Steuerrückzahlung von 660 Euro für das Jahr 2021. Damit wäre das Mobilitätsgeld 
gerechter als die Entfernungspauschale. Die Agora-Expert*innen haben das 
Mobilitätsgeld so modelliert, dass es den Staat ungefähr so viel kostet, wie die aktuelle 
Regelung. 

Kaufprämie für Elektroautos 
Noch bis Ende 2025 können sich Käufer*innen eines Neuwagens oder eines jungen 
Gebrauchtwagens mit Elektroantrieb einen Zuschuss zu ihrem Fahrzeug sichern. Bei 
reinen E-Autos, die unter 40 000 Euro kosten, gibt es eine Kaufprämie von bis zu 9 000 
Euro. Bei Plug-in-Hybriden mit mindestens 60 Kilometer Batteriereichweite sind es bis 
zu 6 750 Euro. Wenn der Kaufpreis des Pkw zwischen 40 000 und 65 000 Euro liegt, 
winkt ein Zuschuss von 7 500 beziehungsweise 5 625 Euro. 
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Die Kaufprämie für E-Autos hätte man auch in den Ausbau des ÖPNV stecken können. 
Das wäre auch Menschen ohne Auto zugutegekommen. 

Die Kosten für die E-Auto-Förderung tragen zu zwei Dritteln der Bund und zu einem 
Drittel die Hersteller. „Die Kaufprämie für E-Autos in ihrer bisherigen Form ist sozial 
unausgewogen, weil das Geld aus dem allgemeinen Steuertopf stammt“, erklärt Carl-
Friedrich Elmer, der als Projektleiter Verkehrsökonomie beim Thinktank Agora 
Verkehrswende arbeitet, im Gespräch mit der fairkehr. Das heißt: Auch der 
alleinerziehende Vater, der am Monatsende Ebbe auf dem Konto hat, oder die Familie, 
die die Kinder mit dem Lastenrad in die Grundschule fährt, um Klima und Umwelt zu 
schonen, müssen die E-Auto-Kaufprämie mitfinanzieren. Dabei ginge es auch anders: 
„Wenn der Staat über finanzielle Anreize Technologieförderung betreiben möchte, sollte 
er emissionsintensive Verbrenner teuer machen, um die Vergünstigung von E-Autos 
gegenzufinanzieren“, empfiehlt Elmer von der Agora Verkehrswende. Der VCD fordert 
in diesem Zusammenhang konkret eine Regelung über die Kfz-Steuer mit Bonus-
Malus-Komponente. Diese käme beispielsweise bei der Anschaffung eines Neuwagens 
ins Spiel: Pkw mit hohen Emissionen zahlen einen hohen Malus, der wiederum den 
Bonus für Fahrzeuge mit niedrigen Emissionen oder Nullemissionen finanziert. 

Die Kaufprämie hat den Absatz von E-Autos in Deutschland deutlich angekurbelt. 
Dadurch trägt sie zwar zur Antriebswende bei, nicht aber zur Verkehrswende. 
Verstopfte Straßen in den Städten, die auf beiden Seiten von parkenden Pkw flankiert 
werden, kann sie nicht verhindern. „Wir brauchen nicht mehr, sondern weniger Autos. 
Der VCD befürwortet, dass die Absatzförderung für E-Autos bis Ende 2025 ausläuft. 
Den Zuschuss zu Plug-in-Hybriden muss der Bund vorher abschaffen. Diese Autos 
werden meistens als Verbrenner gefahren und sind aus ökologischer Sicht Monster“, 
sagt Michael Müller-Görnert, Verkehrspolitischer Sprecher beim VCD. 

https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Fahrplan_Senioren.png
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Laut der Süddeutschen Zeitung kostete die Kaufprämie den Staat im Jahr 2021 
3,1 Milliarden Euro. Das Geld hätte der Bund auch in den Ausbau des ÖPNV und die 
Infrastruktur für Rad- und Fußverkehr investieren können. Das wäre allen Menschen 
zugutegekommen – auch denen mit schmalen Geldbeutel oder ohne eigenes Auto. 

Dienstwagenregelung 
Einen Dienstwagen, der auch privat gefahren werden darf, stellen Arbeitgeber*innen vor 
allem Führungskräften und gut bezahlten Fachkräften als Gehaltsbestandteil zur 
Verfügung. Diese bekommen regelmäßig ein neues Auto überlassen und brauchen sich 
keine Gedanken über Tachostand oder Wertverlust zu machen. Oft übernimmt die 
Arbeitgeberseite auch Reparaturkosten und stellt eine Tankkarte. 

Die private Dienstwagennutzung ist ein geldwerter Vorteil. Diesen versteuern die 
Arbeitnehmer*innen in der Regel pauschal mit einem Prozent des Listenpreises des 
Fahrzeugs pro Monat bei Verbrennern, einem halben Prozent bei Plug-in-Hybriden und 
einem Viertel Prozent bei reinen Elektroautos. Hinzu kommen 0,03 Prozent des 
Listenpreises pro einfachem Kilometer Arbeitsweg. Wer 5 000 Euro brutto im Monat 
verdient und einen Arbeitsweg von zehn Kilometern hat, zahlt zum Beispiel für einen 
luxuriösen 50 000-Euro-Dienstwagen mit Dieselantrieb unter 300 Euro pro Monat. 

Die zusätzlichen Steuern entsprechen laut einer Studie des UBA durchschnittlich aber 
nur etwa 40 Prozent des tatsächlichen Gegenwertes der privaten Dienstwagennutzung. 
Dem Staat entgehen dadurch nach Schätzungen des FÖS etwa 3,2 bis 5,6 Milliarden 
Euro Steuereinnahmen jährlich. 

Das UBA stuft die Begünstigung von Dienstwagen als Verkaufsförderungsinstrument für 
Neuwagen und als umweltschädliche Subvention ein. Denn sie macht teure 
Spritschlucker und Plug-in-Hybride bezahlbar. Da Dienstwagen einen repräsentativen 
Charakter haben, beglücken die Unternehmen ihre Angestellten häufig mit Fahrzeugen 
der oberen Mittelklasse oder der Oberklasse, die ordentlich PS unter der Haube und 
einen entsprechenden Verbrauch haben. Bereits nach wenigen Jahren landen die 
Fahrzeuge auf dem Gebrauchtwagenmarkt, dessen Zusammensetzung sie maßgeblich 
prägen. Außerdem beeinflusst die Dienstwagenregelung die Verkehrsmittelwahl. Denn 
wer einen Firmenwagen mit Tankkarte hat, wird auch oft damit fahren. 

„Die Dienstwagenregelung hat zwei Designfehler, einen aus sozialer und einen aus 
ökologischer Perspektive“, sagt Carl-Friedrich Elmer von der Agora Verkehrswende. Er 
plädiert für eine Anpassung der Regelung: „Zum einen sollte die generelle steuerliche 
Privilegierung privater Dienstwagen durch eine Anhebung des zu versteuernden 
geldwerten Vorteils korrigiert werden. Zum anderen sollten ökologische Fehlanreize 
abgebaut werden durch eine stärkere Differenzierung gemäß den Klimaeigenschaften 
des Fahrzeugs sowie die Berücksichtigung der privaten Fahrleistung.“ 

Mobilitätsbudget 
Der VCD empfiehlt Arbeitgeber*innen, als umweltfreundlichere Alternative zum 
Dienstwagen ein Mobilitätsbudget anzubieten: Angestellte erhalten einen festen 
monatlichen Betrag, den sie flexibel einsetzen können, um einen klimaschonenden Mix 
aus Verkehrsmitteln zu nutzen. Sie können sich zum Beispiel Tickets für Bus und Bahn 
kaufen, ein Pedelec leasen, Taxifahrten bezahlen oder Sharing-Autos und -Fahrräder 
ausleihen. Wer das Budget nicht ausschöpft, kann das restliche Geld in die betriebliche 
Altersvorsorge investieren. 
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Für die Erhebung „Fuhrpark-Barometer“ hat die Forschungsplattform Arval Mobility 
Observatory Unternehmen aller Größenordnungen in Deutschland befragt, die über 
mindestens ein Firmenfahrzeug verfügen. 31 Prozent dieser Unternehmen bieten 
bereits ein Mobilitätsbudget an. 

 

Günstige ÖPNV-Fahrscheine sind wichtig, um allen Menschen Mobilität zu ermöglichen 
– unabhängig von Alter, Gesundheit oder Geldbeutel. 

Einige Firmen stellen ihren Mitarbeitenden das Mobilitätsbudget in Form einer 
Mobilitätskarte oder einer App fürs Smartphone zur Verfügung, mit der diese 
Mobilitätsdienstleistungen bezahlen können. Bargeld abheben ist mit der Karte nicht 
möglich. Die Mobilitätsdienstleistungen werden wie Sachbezüge behandelt. Für 
Unternehmen und Angestellte lohnt sich das Modell, weil sie auf Sachbezüge weniger 
Steuern zahlen als auf Gehälter. 

Das Mobilitätsbudget können Unternehmen für einen gerechteren Umgang mit ihren 
Mitarbeiter*innen nutzen. Denn während Firmen Dienstwagen wegen der hohen Kosten 
in der Regel nur Führungs- und wichtigen Fachkräften zur Verfügung stellen, können 
sie Mobilitätsbudgets gestaffelt an alle Angestellten auszahlen. 

Sozialtickets 
Mobilität ist eine wichtige Voraussetzung für soziale Teilhabe. Denn die wenigsten 
Menschen wohnen in einem Umfeld, in dem sie alle Wege, ob zum Arzt oder zum Amt, 
zum Sport oder zu Freund*innen und Familie, zu Fuß zurücklegen können. Menschen, 
die von Hartz IV leben, oder Geringverdienende profitieren nicht von einer 
Entfernungspauschale und Ähnlichem. Ein eigenes Auto können sie sich nicht leisten. 
Und wenn am Monatsende der Kühlschrank leer ist, steht der Pkw weit unten auf der 
persönlichen Prioritätenliste. Auch ein ÖPNV-Abo ist dann zu teuer. 

https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Familie_am_Ticketautomaten.png
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Da Mobilität Teil der Daseinsvorsorge ist, muss der Staat dafür sorgen, dass sie für alle 
verfügbar und bezahlbar ist – beispielsweise mit günstigen Sozialtickets für Bus und 
Bahn. Der VCD setzt sich dafür ein, dass Städte und Gemeinden in Deutschland die 
ermäßigten Fahrscheine flächendeckend einführen. „Der Preis für ein Sozialticket sollte 
nicht über 40 Euro liegen. Das entspricht dem Budget für Mobilität, das die Arbeitsämter 
als Teil des Arbeitslosengeldes II auszahlen“, sagt Michael Müller-Görnert vom VCD. 

In Deutschland sind die Preise für Sozialtickets sehr unterschiedlich. Während 
beispielsweise in Nürnberg günstige 15 Euro für die ermäßigte Monatskarte fällig sind, 
kostet der entsprechende Fahrschein in Mainz satte 63,40 Euro, in Halle/Saale gibt es 
gar kein Sozialticket. Dort kostet der Monatsfahrschein rund 70 Euro. „Da Sozialtickets 
für Verkehrsunternehmen einen Einnahmeausfall bedeuten, werden sie von den 
Kommunen bezuschusst. Gerade hoch verschuldete Städte und Gemeinden können 
sich das nicht leisten. Daher bieten die örtlichen Verkehrsunternehmen keine 
Sozialtickets an“, sagt Michael 

Müller-Görnert. „Besonders problematisch ist die Lage auf dem Land. Dort ist das 
ÖPNV-Angebot oft dünn, und Menschen ohne Arbeit oder mit geringem Einkommen 
müssen den vollen Fahrpreis zahlen“, so der VCD-Sprecher. 

In Nordrhein-Westfalen gibt es flächendeckend Sozialtickets, die 39 Euro kosten. Hier 
unterstützt das Land Städte und Gemeinden bei der Finanzierung der günstigen 
Fahrscheine. Der VCD setzt sich dafür ein, dass andere Bundesländer dem Modell 
folgen. 

Kommen die Reformen? 
Ob Entfernungspauschale, Kaufprämie für Elektroautos oder Dienstwagenregelung: Der 
deutsche Staat gibt viele Milliarden Euro für eine Mobilitätsförderung aus, von der 
Menschen mit hohen Einkommen am stärksten profitieren. Ausgerichtet ist das System 
vor allem darauf, das eigene Auto für breitere Bevölkerungsschichten erschwinglich zu 
machen. Wer kein Auto fahren möchte oder es sich trotz Förderung nicht leisten kann, 
muss mitbezahlen, profitiert aber nicht. Alternativen, mit denen Bund und Länder für 
eine gerechtere und ökologisch sinnvollere Mobilitätsförderung sorgen können, liegen 
bereits auf dem Tisch: ob Mobilitätsgeld, Reformvorschläge für ein steuerneutrales 
Subventionssystem für E-Autos, eine Anhebung der pauschalen Besteuerung für 
Dienstwagen oder die flächendeckende Einführung von Sozialtickets. Der 
Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP lässt aber nicht darauf schließen, dass die 
neue Bundesregierung derzeit Pläne in dieser Richtung verfolgt. 

Benjamin Kühne  
 

fairkehr Infografik zur sozial gerechten Verkehrswende 

Unsozial und ungerecht 

Haushalte mit niedrigem Einkommen sind öfter von Mobilitätsarmut 

betroffen als solche mit höherem Einkommen. Wir zeigen Zahlen und 

Daten in den beiden folgenden Grafiken: 
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Portrait 

Radfahren für benachteiligten Personen 

Fahrrad-Enthusiast Stephan Müller ist von den Vorzügen des Fahrrads 

überzeugt. Er will das Rad auch benachteiligten Personen als flexibles 

und günstiges Verkehrsmittel nahebringen. 

 

Dass Johannes (Mitte) das Down-Syndrom hat, hindert die Familie nicht daran, auf 
Radreise zu gehen. 

Stephan Müller war schon in vielen Ecken der Welt mit dem Rad unterwegs. Er radelte 
durch Südeuropa, Nordafrika und den Nahen Osten. Auf seiner Fahrradweltreise wurde 
er immer wieder mit der gleichen Situation konfrontiert, in unterschiedlichen Nuancen: 
Er war mit seinem Rad ein absoluter Exot und erntete verwunderte Blicke. 

Das Fahrrad wird in vielen Ecken der Welt als Sportgerät, nicht aber als Verkehrsmittel 
wahrgenommen. Was für Müller erst mal als Beobachtung einfach nur interessant war, 
führte im zweiten Schritt dazu, dass er seine europäische Sichtweise infrage stellte: 
Gibt es auch in Deutschland Personen oder Personengruppen, denen die Vorzüge des 
Fahrrads völlig fremd sind und die durch einen Zugang zum Thema Fahrrad nur 
gewinnen könnten – an Freiheit, an Selbstständigkeit, an Flexibilität? 

Und ja, natürlich gibt es die. Müller erzählt: „Als ich eines Abends vom DLRG-Training 
aus dem Schwimmbad kam, stand dort eine Gruppe muslimischer Männer, die ihre 
Frauen zum Schwimmbad gefahren hatten. Nun warteten sie, bis das 
Frauenschwimmen beendet sein würde.“ Unbefriedigend für alle Beteiligten? Aber das 
Fahrrad als Alternative zum Auto spielt im muslimischen Kulturkreis eine 
untergeordnete Rolle, besonders für Frauen. 

https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Stephan_Mueller_Familie.png
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Oder Johannes, der Sohn seiner Lebensgefährtin: Er hat das Down-Syndrom und es 
bedurfte einiger Tüftelei am Rad, um mit ihm gewinnbringend auf Radreise gehen zu 
können. Gewinnbringend für alle Beteiligten, denn Johannes sollte nicht nur passiver 
Beisitzer sein. Müller hat ein Tandem individuell angepasst, damit Johannes nun aktiver 
Teilnehmer der Radreisen ist. Eine Mühe, die sich weniger fahrradverrückte Eltern 
womöglich nicht machen (können). 

Und Müller erzählt auch von seinem Job als Koordinator eines offenen Ganztags an 
einer Schule: Viele Kinder mit Migrationshintergrund dort hätten keinen Bezug zum 
Fahrrad – weder als Verkehrsmittel, um zur Schule zu kommen, noch als Möglichkeit, 
damit ihre Umgebung zu entdecken. Die wenigsten besitzen ein Rad, manche können 
gar nicht Rad fahren. 

Leidenschaft weitergeben 
Solche Beobachtungen waren es, die Müller dazu motivierten, das zu vermitteln, wofür 
er brennt: das Fahrrad als günstige und flexible Art der Mobilität zu erkennen. Er glaubt, 
dass jede und jeder mobil sein sollte und dass Mobilität nicht so viel kosten darf. Im 
Fahrrad sieht er die perfekte Lösung. Deshalb will er das Radfahren auch denen 
zugänglich machen, für die das nicht selbstverständlich ist. 

Fahrräder selbst zu reparieren schult auch die Feinmotorik und lehrt den Umgang mit 
Werkzeug. 

Müller wollte genau diese Jugendlichen fürs Fahrrad begeistern, es ihnen als flexible 
und günstige Lösung schmackhaft machen. Leider haftete dem unmotorisierten Zweirad 
nicht unbedingt der Coolness-Faktor an, der für die Überzeugungsarbeit vielleicht nötig 
gewesen wäre. Dieses Manko konnte vor einigen Jahren der Trend zum Mountainbike 
wettmachen. „Ein MTB war auf einmal cool und wurde dem Macho-Image vieler junger 
Männer gerecht“, erzählt Müller. „Das MTB ist der SUV unter den Fahrrädern. Viele der 

https://www.fairkehr-magazin.de/fileadmin/user_upload/fairkehr/redaktion/fk_0122/Titel/Junge_repariert_Fahrrad.png


 
Seite 17 von 17 

Jugendlichen haben darüber tatsächlich einen Zugang zum Rad gefunden.“ – Und 
dabei nebenher die Vorzüge des Fahrrads entdeckt. 

Und Müller ließ Taten folgen. Die Liste der Projekte, mit denen er benachteiligten 
Personen das Radfahren nahebringen will, ist lang. Angefangen hat es mit einem 
Fahrradworkshop an einem Kölner Jugendzentrum. Zur DIY-Fahrradreparatur kamen 
jede Menge Menschen mit ökologischem Hintergrund. Aber keiner der jugendlichen 
Muslime, die Müller sonst hauptsächlich am Jugendzentrum antraf. Von denen bekam 
er stattdessen überhebliche Auto-Sprüche zu hören. Doch ausgerechnet Mobilität hat 
bei nicht wenigen von ihnen für ein beachtliches Strafregister gesorgt. Darunter: 
Bahnfahren ohne Ticket und Diebstahl von Rollern. 

Hürden überwinden 
Noch einmal zurück zu Müllers Fahrradweltreise: Fragt man ihn nach den Aha-
Momenten seiner Tour, so erzählt er von einem Radrennen in Marokko, bei dem die 
teilnehmenden Frauen despektierliche Bemerkungen ernteten. Und er erinnert sich 
daran, wie er einer Gruppe Blinder begegnete, die auf Tandems auf Reise waren. Das 
öffnete ihm einmal mehr die Augen, wie sehr das Fahrrad doch ein Mittel zur Freiheit ist 
und wie sehr es die Möglichkeit zu einem selbstbestimmten Leben schaffen kann. Denn 
die Tatsache, dass man selbst für den Vortrieb sorgt, sei bei vielen beeinträchtigten 
Personen entscheidend für das Gefühl der Selbständigkeit. Auch, dass man die meisten 
Reparaturen am Rad selbst durchführen kann, steigere das Autonomieempfinden. „Das 
verdeutlichen mir immer wieder die gemeinsamen Erlebnisse mit Johannes“, sagt 
Müller. Um möglichst vielen Kindern diese Erfahrungen zu ermöglichen, gibt Müller 
heute Fahrradkurse für Kinder mit Down-Syndrom. 

Neben den kulturellen und den körperlichen Hürden beim Zugang zum Fahrrad gibt es 
natürlich auch die finanziellen. „Die Kosten für ein Fahrrad und für die Ausrüstung sind 
in meiner Arbeit auch immer wieder ein Thema, aber eigentlich nie das wichtigste“, sagt 
Müller. Zudem sei es das Problem, das sich in der Regel am einfachsten lösen lasse. 
Wie zum Beispiel im Rahmen seines Fahrradkurses für Flüchtlinge an der Schule 
„Kunterbunt“ in Köln. 

„Am Anfang durften sich die Kinder ein Fahrrad aussuchen, das wir dann im Laufe des 
Schuljahres kontinuierlich repariert und fahrtüchtig gemacht haben“, erzählt Müller von 
diesem Projekt. Viele der Kinder haben einen minimalen Bewegungsradius. „Außer 
ihrem Schulweg kennen sie nichts. Das Fahrrad gibt ihnen nicht nur die Möglichkeit, 
selbstständig zur Schule zu kommen, sondern auch, ihre Heimat kennenzulernen“, 
erzählt er. 

In dem Projekt ging es aber nicht nur darum, den Kindern ein Rad zur Verfügung zu 
stellen und ihnen so einen neuen Zugang zur Mobilität zu ermöglichen. Vielmehr sollten 
sie ihr Rad aus gespendeten Alträdern im Laufe des Schuljahres und natürlich unter 
Anleitung selbst herrichten. Dadurch wurden nebenbei der Umgang mit Werkzeug, 
handwerkliches Geschick und Durchhaltevermögen geschult. Und „indem wir 
Eigenengagement eingefordert haben, haben wir auch die Eltern mit ins Boot geholt“, 
sagt Müller. Denn auch für die sei das Thema Fahrrad oft Neuland gewesen. Über die 
Kinder habe man auch so manche Eltern aufs Rad bekommen. Zwei Fliegen mit einer 
Klappe. 

Katharina Garus 


